
 

 

 

 

 

Beschlüsse der Satzungsversammlung 

4. Sitzung der 7. Satzungsversammlung  

bei der Bundesrechtsanwaltskammer am 05.12.2022 

 

A. Zur Vermeidung sprachlicher Diskriminierung hat die Satzungs-
versammlung die nachfolgenden Fassungen der BORA und FAO neu 
beschlossen: 

 

I. Berufsordnung 

 

Die Berufsordnung wird wie folgt geändert: 

 

 

Die Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in der Bundesrepublik Deutschland sowie die weiteren Mit-

glieder der Rechtsanwaltskammern geben sich durch die Versammlung ihrer frei gewählten Vertreterin-

nen und Vertreter folgende Berufsordnung: 

 

Berufsordnung  
 

Inhaltsübersicht 

 

Erster Teil  

Freiheit der Berufsausübung 

§ 1 Freiheit der Advokatur 

 

Zweiter Teil 

Pflichten bei der Berufsausübung 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Berufs- und Grundpflichten 

§ 2 Verschwiegenheit 

§ 3 Interessenwiderstreit 

§ 4 Fremdgelder und andere Vermögenswerte 

§ 5 Kanzlei, weitere Kanzlei und Zweigstelle 

§ 5a Kenntnisse im Berufsrecht 

Zweiter Abschnitt 

Besondere Berufspflichten im Zusammenhang mit der Werbung 

§ 6 Werbung 

§ 7 Benennung von Teilbereichen der Berufstätigkeit 

§ 7a Mediation 

§ 8 Kundgabe gemeinschaftlicher Berufsausübung und anderer beruflicher Zusammenarbeit 



 

 

§ 9 Kurzbezeichnungen 

§ 10 Briefbögen 

 

Dritter Abschnitt 

Besondere Berufspflichten bei der Annahme, Wahrnehmung und Beendigung des Man-

dats 

§ 11 Mandatsbearbeitung und Unterrichtung der Mandantschaft 

§ 12 Umgehungsverbot 

§ 13 (aufgehoben) 

§ 14 Zustellungen 

§ 15 Mandatswechsel 

§ 16 Prozesskostenhilfe und Beratungshilfe 

§ 16a Ablehnung der Beratungshilfe 

§ 17 Zurückbehaltung von Handakten 

§ 18 Vermittelnde, schlichtende oder mediative Tätigkeit 

Vierter Abschnitt 

Besondere Berufspflichten gegenüber Gerichten und Behörden 

§ 19 Akteneinsicht 

§ 20 Berufstracht 

Fünfter Abschnitt 

Besondere Berufspflichten bei Vereinbarung und Abrechnung von Gebühren 

§ 21 Honorarvereinbarung 

§ 22 Gebühren- und Honorarteilung 

§ 23 Abrechnungsverhalten 

Sechster Abschnitt 

Besondere Berufspflichten gegenüber der Rechtsanwaltskammer, deren Mitgliedern 

und gegenüber Mitarbeitenden 

§ 24 Pflichten gegenüber der Rechtsanwaltskammer 

§ 25 Beanstandungen gegenüber Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten 

§ 26 Beschäftigung von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten und anderen Mitarbeitenden 

§ 27 Beteiligung Dritter 

§ 28 Ausbildungsverhältnisse 

Siebter Abschnitt 

Besondere Berufspflichten im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr 

§ 29 (aufgehoben) 

§ 29a Zwischenanwaltliche Korrespondenz im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr 

§ 29b Einschaltung ausländischer Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 

Achter Abschnitt 

Besondere Berufspflichten bei beruflicher Zusammenarbeit 

§ 30 (aufgehoben) 

§ 31 (aufgehoben) 

§ 32 Beendigung einer gemeinschaftlichen Berufsausübung 

§ 33 Geltung der Berufsordnung bei beruflicher Zusammenarbeit 

Neunter Abschnitt 

Anwendungsbereich 

§ 34 Weitere Mitglieder der Rechtsanwaltskammer, ausländische Rechtsanwältinnen und Rechtsan-

wälte 

 

Dritter Teil 

Schlussbestimmungen 

§ 35 In-Kraft-Treten und Ausfertigung 



 

 

 

 

Erster Teil 

Freiheit der Berufsausübung 

§ 1 Freiheit der Advokatur 

(1) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte üben ihren Beruf frei, selbstbestimmt und unreglementiert 

aus, soweit Gesetz oder Berufsordnung sie nicht besonders verpflichten. 

(2) Die Freiheitsrechte der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte gewährleisten die Teilhabe der Bür-

gerinnen und Bürger am Recht. Anwaltliche Tätigkeit dient der Verwirklichung des Rechtsstaats. 

 

(3) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte beraten und vertreten ihre Mandantinnen und Mandanten in 

allen Rechtsangelegenheiten unabhängig und haben sie vor Rechtsverlusten zu schützen, rechtsge-

staltend, konfliktvermeidend und streitschlichtend zu begleiten, vor Fehlentscheidungen durch Gerichte 

und Behörden zu bewahren und gegen verfassungswidrige Beeinträchtigung und staatliche Machtüber-

schreitung zu sichern. 

 

Zweiter Teil 

Pflichten bei der Berufsausübung 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Berufs- und Grundpflichten 

§ 2 Verschwiegenheit 

(1) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind zur Verschwiegenheit verpflichtet und berechtigt. Dies 

gilt auch nach Beendigung des Mandats. 

(2) Die Verschwiegenheitspflicht gebietet es der Rechtsanwältin und dem Rechtsanwalt, die zum 

Schutze des Mandatsgeheimnisses erforderlichen organisatorischen und technischen Maßnahmen zu 

ergreifen, die risikoadäquat und für den Anwaltsberuf zumutbar sind. Technische Maßnahmen sind 

hierzu ausreichend, soweit sie im Falle der Anwendbarkeit der Vorschriften zum Schutz personenbezo-

gener Daten deren Anforderungen entsprechen. Sonstige technische Maßnahmen müssen ebenfalls 

dem Stand der Technik entsprechen. Abs. 4 lit. c) bleibt hiervon unberührt. Die Nutzung eines elektro-

nischen oder sonstigen Kommunikationsweges, der mit Risiken für die Vertraulichkeit dieser Kommuni-

kation verbunden ist, ist jedenfalls dann erlaubt, wenn die Mandantin oder der Mandant ihr zustimmt. 

Von einer Zustimmung ist auszugehen, wenn die Mandantin oder der Mandant diesen Kommunikati-

onsweg vorschlägt oder beginnt und ihn fortsetzt, nachdem die Rechtsanwältin oder der Rechtsanwalt 

zumindest pauschal und ohne technische Details auf die Risiken hingewiesen hat. 

(3) Ein Verstoß gegen die Pflicht zur Verschwiegenheit (§ 43a Abs. 2 Bundesrechtsanwaltsordnung) 

liegt nicht vor, soweit Gesetz und Recht eine Ausnahme fordern oder zulassen. 

(4) Ein Verstoß ist nicht gegeben, soweit das Verhalten der Rechtsanwältin oder des Rechtsanwalts  

a) mit Einwilligung erfolgt oder  

b) zur Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich ist, z. B. zur Durchsetzung oder Abwehr von 
Ansprüchen aus dem Mandatsverhältnis oder zur Verteidigung in eigener Sache, oder 



 

 

c) im Rahmen der Arbeitsabläufe der Kanzlei, die außerhalb des Anwendungsbereichs des § 43e 
Bundesrechtsanwaltsordnung liegen, objektiv einer üblichen, von der Allgemeinheit gebilligten Ver-
haltensweise im sozialen Leben entspricht (Sozialadäquanz). 

(5) Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt. 

§ 3 Interessenwiderstreit 

(1) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte dürfen keine widerstreitenden Interessen vertreten. Sie 

dürfen in einem laufenden Mandat auch keine Vermögenswerte von der Mandantin oder dem Man-

danten und/oder der Anspruchsgegnerin oder dem Anspruchsgegner zum Zweck der treuhänderi-

schen Verwaltung oder Verwahrung für beide Parteien entgegennehmen. 

(2) Wer erkennt, dass er entgegen § 43a Abs. 4 bis 6 BRAO tätig geworden ist, hat unverzüglich die 

Mandantschaft zu informieren und alle Mandate in derselben Rechtssache zu beenden. 

(3) Eine gemeinschaftliche Berufsausübung im Sinne von § 43a Abs. 4 Satz 2 BRAO liegt bei Büroge-

meinschaften (§ 59q BRAO) nicht vor. Eine Sozietätserstreckung gilt auch für individuell erteilte Man-

date.  

(4) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte dürfen in einem Mandat nach § 43a Abs. 4 Satz 4 BRAO 

(Befreiung von der Sozietätserstreckung mit Zustimmung der Mandantinnen und Mandanten) nur tätig 

werden, wenn durch getrennte Bearbeitung die Einhaltung der Verschwiegenheitspflicht sichergestellt 

ist. Dafür ist, über die allgemeinen Anforderungen des § 2 hinaus, insbesondere erforderlich 

a)  die inhaltliche Bearbeitung der widerstreitenden Mandate ausschließlich durch verschiedene Per-
sonen, 

b) der Ausschluss des wechselseitigen Zugriffs auf Papierakten sowie auf elektronische Daten ein-
schließlich des besonderen elektronischen Anwaltspostfachs, und  

c) das Verbot an die mandatsbearbeitenden Personen, wechselseitig über das Mandat zu kommuni-
zieren. 

Die Einhaltung dieser Vorkehrungen ist zum jeweiligen Mandat zu dokumentieren. 

§ 4 Fremdgelder und andere Vermögenswerte 

(1) Fremdgelder und sonstige Vermögenswerte, insbesondere Wertpapiere und andere geldwerte Ur-

kunden, sind unverzüglich an die Berechtigten weiterzuleiten. Solange dies nicht möglich ist, sind 

Fremdgelder auf Anderkonten zu verwalten; dies sind in der Regel Einzelanderkonten. Auf einem Sam-

melanderkonto dürfen Beträge über 15 000,- € für einzelne Mandantinnen oder Mandanten nicht länger 

als einen Monat verwaltet werden. Sonstige Vermögenswerte sind gesondert zu verwahren. Die vorste-

henden Bestimmungen gelten nicht, solange etwas anderes in Textform vereinbart ist. Über Fremdgel-

der ist unverzüglich, spätestens mit Beendigung des Mandats, abzurechnen. 

(2) Eigene Forderungen dürfen nicht mit Geldern verrechnet werden, die zweckgebunden zur Auszah-

lung an andere als die Mandantin oder den Mandanten bestimmt sind. 

 

§ 5 Kanzlei, weitere Kanzlei und Zweigstelle 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind verpflichtet, die für ihre Berufsausübung erforderlichen 

sachlichen, personellen und organisatorischen Voraussetzungen in Kanzlei und Zweigstelle vorzuhal-

ten. 



 

 

§ 5a Kenntnisse im Berufsrecht 

Die Kenntnisse im rechtsanwaltlichen Berufsrecht gemäß § 43f BRAO müssen durch die Teilnahme an 

einer Lehrveranstaltung mit insgesamt mindestens zehn Zeitstunden nachgewiesen werden, die fol-

gende Themen umfassen soll: 

1. Organisation des Berufs als freier Beruf sowie der Rechtsanwaltskammern als Selbstverwaltungs-

organe einschließlich der Berufsaufsicht und berufsrechtlicher Sanktionen 

2. Allgemeine Berufspflicht und Grundpflichten nach §§ 43, 43a BRAO, §§ 2 bis 5a BORA 

3. Überblick über die besonderen Berufspflichten nach den §§ 43b ff. BRAO, §§ 6 bis 33 BORA 

4. Berufsrechtliche Bezüge zum anwaltlichen Haftungsrecht. 

Zweiter Abschnitt 

Besondere Berufspflichten im Zusammenhang mit der Werbung 

§ 6 Werbung 

(1) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte dürfen über ihre Dienstleistung und ihre Person informieren, 

soweit die Angaben sachlich unterrichten und berufsbezogen sind. 

(2) Die Angabe von Erfolgs- und Umsatzzahlen ist unzulässig, wenn sie irreführend ist. Hinweise auf 

Mandate und Mandantschaft sind nur zulässig, soweit die Einwilligung ausdrücklich erklärt ist. 

(3) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte dürfen nicht daran mitwirken, dass Dritte für sie Werbung 

betreiben, die ihnen selbst verboten ist. 

§ 7 Benennung von Teilbereichen der Berufstätigkeit 

(1) Unabhängig von Fachanwaltsbezeichnungen darf Teilbereiche der Berufstätigkeit nur benennen, 

wer den eigenen Angaben entsprechende Kenntnisse nachweisen kann, die in der Ausbildung, durch 

Berufstätigkeit, Veröffentlichungen oder in sonstiger Weise erworben wurden. Wer qualifizierende Zu-

sätze verwendet, muss zusätzlich über entsprechende theoretische Kenntnisse verfügen und auf dem 

benannten Gebiet in erheblichem Umfang tätig gewesen sein.  

(2) Benennungen nach Absatz 1 sind unzulässig, soweit sie die Gefahr einer Verwechslung mit Fach-

anwaltschaften begründen oder sonst irreführend sind. 

(3) Die vorstehenden Regelungen gelten bei gemeinschaftlicher Berufsausübung und bei anderer be-

ruflicher Zusammenarbeit entsprechend. 

 

§ 7a Mediation 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die sich als Mediatorin oder Mediator bezeichnen, haben die 

Voraussetzungen nach § 5 Abs. 1 Mediationsgesetz im Hinblick auf Aus- und Fortbildung, theoretische 

Kenntnisse und praktische Erfahrungen zu erfüllen. 



 

 

§ 8 Kundgabe gemeinschaftlicher Berufsausübung und anderer beruflicher Zusammenarbeit 

Auf eine Verbindung zur gemeinschaftlichen Berufsausübung darf nur hingewiesen werden, wenn sie 

in einer Berufsausübungsgesellschaft oder in sonstiger Weise mit den in § 59c Bundesrechtsanwalts-

ordnung Genannten erfolgt. Die Kundgabe jeder anderen Form der beruflichen Zusammenarbeit ist 

zulässig, sofern nicht der Eindruck einer gemeinschaftlichen Berufsausübung erweckt wird. 

§ 9 Kurzbezeichnungen 

Eine Kurzbezeichnung muss einheitlich geführt werden. 

§ 10 Briefbögen 

(1) Auf Briefbögen ist die Kanzleianschrift anzugeben. Kanzleianschrift ist die im Rechtsanwaltsver-

zeichnis als solche eingetragene Anschrift (§ 31 Abs. 3 Nr. 2 Halbsatz 1, § 27 Abs. 1 Bundesrechtsan-

waltsordnung). Werden mehrere Kanzleien, eine oder mehrere Zweigstellen unterhalten, so ist für die 

auf den Briefbögen Genannten jeweils die Kanzleianschrift anzugeben. 

(2) Auf Briefbögen müssen auch bei Verwendung einer Kurzbezeichnung die Namen sämtlicher Gesell-

schafterinnen und Gesellschafter mit mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen aufgeführt wer-

den. Gleiches gilt für Namen anderer Personen, die in einer Kurzbezeichnung gemäß § 9 enthalten 

sind. Es muss mindestens eine der Kurzbezeichnung entsprechende Zahl der Berufsträgerinnen und 

Berufsträger auf den Briefbögen namentlich aufgeführt werden. 

(3) Bei beruflicher Zusammenarbeit mit Angehörigen anderer Berufe sind die jeweiligen Berufsbezeich-

nungen anzugeben. 

(4) Ausgeschiedene Berufsträgerinnen und Berufsträger können auf den Briefbögen nur weitergeführt 

werden, wenn ihr Ausscheiden kenntlich gemacht wird. 

 

 

Dritter Abschnitt 

Besondere Berufspflichten bei der Annahme, Wahrnehmung und Beendigung des 

Mandats 

§ 11 Mandatsbearbeitung und Unterrichtung der Mandantschaft 

(1) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind verpflichtet, das Mandat in angemessener Zeit zu bear-

beiten und die Mandantinnen und Mandanten über alle für den Fortgang der Sache wesentlichen Vor-

gänge und Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Es ist ihnen insbesondere von allen wesentlichen 

erhaltenen oder versandten Schriftstücken Kenntnis zu geben.  

(2) Anfragen der Mandantinnen und Mandanten sind unverzüglich zu beantworten. 

§ 12 Umgehungsverbot  

(1) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte dürfen nicht ohne Einwilligung der Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälte anderer Beteiligter mit diesen unmittelbar Verbindung aufnehmen oder verhandeln. 



 

 

(2) Dieses Verbot gilt nicht bei Gefahr im Verzuge. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte anderer Be-

teiligter sind unverzüglich zu unterrichten; von schriftlichen Mitteilungen ist ihnen eine Abschrift unver-

züglich zu übersenden. 

§ 13 (aufgehoben)1 

§ 14 Zustellungen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte haben ordnungsgemäße Zustellungen von Gerichten, Behörden 

und Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten entgegenzunehmen und das Empfangsbekenntnis mit 

dem Datum versehen unverzüglich zu erteilen. Wenn Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte bei einer 

nicht ordnungsgemäßen Zustellung die Mitwirkung verweigern, müssen sie dies der absendenden Stelle 

unverzüglich mitteilen. 

§ 15 Mandatswechsel 

(1) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die das anderen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten 

übertragene Mandat übernehmen, haben sicherzustellen, dass diese von der Mandatsübernahme un-

verzüglich benachrichtigt werden. 

(2) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die neben anderen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten 

ein Mandat übernehmen, haben diese unverzüglich über die Mandatsmitübernahme zu unterrichten. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte nur beratend tätig wer-

den. 

§ 16 Prozesskostenhilfe und Beratungshilfe 

(1) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind verpflichtet, bei begründetem Anlass auf die Möglich-

keiten von Beratungs- und Prozesskostenhilfe hinzuweisen. 

(2) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte dürfen nach Bewilligung von Prozesskostenhilfe oder bei 

Inanspruchnahme von Beratungshilfe von ihren Mandantinnen und Mandanten oder Dritten Zahlungen 

oder Leistungen nur annehmen, die freiwillig und in Kenntnis der Tatsache gegeben werden, dass keine 

Verpflichtung zu einer solchen Leistung besteht.  

§ 16a Ablehnung der Beratungshilfe 

(1) (aufgehoben) 

(2) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind nicht verpflichtet, einen Beratungshilfeantrag zu stellen. 

(3) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte können die Beratungshilfe im Einzelfall aus wichtigem Grund 

ablehnen oder beenden. Ein wichtiger Grund kann in der Person der Rechtsanwältin oder des Rechts-

anwalts selbst oder in der Person oder dem Verhalten der Mandantin oder des Mandanten liegen. Ein 

                                                      

 

1 Aufgehoben durch Entscheidung des BVerfG vom 14.12.1999, BGBl 2000 I, 54 = BRAK-Mitt. 2000, 36 



 

 

wichtiger Grund kann auch darin liegen, dass die Beratungshilfebewilligung nicht den Voraussetzungen 

des Beratungshilfegesetzes entspricht. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn  

a) die Rechtsanwältin oder der Rechtsanwalt durch eine Erkrankung oder durch berufliche Überlas-
tung an der Beratung/Vertretung gehindert ist;  

b) (aufgehoben) 

c) die Beratungshilfeberechtigten ihre für die Mandatsbearbeitung erforderliche Mitarbeit verweigern; 

d) das Vertrauensverhältnis zwischen Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt und Mandantin oder Man-
dant aus Gründen, die im Verhalten oder in der Person der Mandantin oder des Mandanten liegen, 
schwerwiegend gestört ist; 

e) sich herausstellt, dass die Einkommens- und/oder Vermögensverhältnisse der Mandantin oder des 
Mandanten die Bewilligung von Beratungshilfe nicht rechtfertigen; 

f) (aufgehoben) 

g) (aufgehoben). 

§ 17 Zurückbehaltung von Handakten 

Wer die Herausgabe der Handakten (§ 50 Abs. 3 und 4 Bundesrechtsanwaltsordnung) verweigert, kann 

einem berechtigten Interesse der Mandantin oder des Mandanten auf Herausgabe durch die Überlas-

sung von Kopien Rechnung tragen. Richtet sich das berechtigte Interesse gerade auf die Herausgabe 

der Originale, darf die Rechtsanwältin oder der Rechtsanwalt anbieten, die Originale an von der Man-

dantschaft zu beauftragende Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte zu treuen Händen herauszugeben, 

wenn damit dem berechtigten Interesse Rechnung getragen wird.  

§ 18 Vermittelnde, schlichtende oder mediative Tätigkeit 

Werden Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte vermittelnd, schlichtend oder als Mediatorin oder Medi-

ator tätig, so unterliegen sie den Regeln des Berufsrechts.  

 

 

Vierter Abschnitt 

Besondere Berufspflichten gegenüber Gerichten und Behörden 

 

§ 19 Akteneinsicht 

(1) Wer Originalunterlagen von Gerichten und Behörden zur Einsichtnahme erhält, darf sie nur an Mit-

arbeitende aushändigen. Dies gilt auch für das Überlassen der Akte im Ganzen innerhalb der Kanzlei. 

Die Unterlagen sind sorgfältig zu verwahren und unverzüglich zurückzugeben. Bei deren Ablichtung 

oder sonstiger Vervielfältigung ist sicherzustellen, dass Unbefugte keine Kenntnis erhalten. 

(2) Ablichtungen und Vervielfältigungen dürfen Mandantinnen und Mandanten überlassen werden. So-

weit jedoch gesetzliche Bestimmungen oder eine zulässigerweise ergangene Anordnung der die Akten 

aushändigenden Stelle das Akteneinsichtsrecht beschränken, haben Rechtsanwältinnen und Rechts-

anwälte dies auch bei der Vermittlung des Akteninhalts an Mandantinnen und Mandanten oder andere 

Personen zu beachten. 

 

§ 20 Berufstracht 



 

 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte tragen vor Gericht als Berufstracht die Robe, soweit das üblich 

ist. Eine Berufspflicht zum Erscheinen in Robe besteht beim Amtsgericht in Zivilsachen nicht. 

 

 

Fünfter Abschnitt 

Besondere Berufspflichten bei Vereinbarung und Abrechnung von Gebühren 

§ 21 Honorarvereinbarung  

(1) Das Verbot, geringere als die gesetzlichen Gebühren zu fordern oder zu vereinbaren, gilt auch im 

Verhältnis zu Dritten, die es anstelle der Mandantschaft oder neben dieser übernehmen, die Gebühren 

zu bezahlen, oder die sich gegenüber den Mandantinnen oder Mandanten verpflichten, diese von an-

fallenden Gebühren freizustellen. 

(2) (aufgehoben)2 

§ 22 Gebühren- und Honorarteilung 

Als eine angemessene Honorierung im Sinne des § 49b Abs. 3 Satz 2 und 3 Bundesrechtsanwaltsord-

nung ist in der Regel eine hälftige Teilung aller anfallenden gesetzlichen Gebühren ohne Rücksicht auf 

deren Erstattungsfähigkeit anzusehen. 

§ 23 Abrechnungsverhalten 

Spätestens mit Beendigung des Mandats haben Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte gegenüber den 

Mandantinnen und Mandanten und/oder Dritten im Sinne des § 21 über Vorschüsse unverzüglich ab-

zurechnen und ein von ihnen errechnetes Guthaben auszuzahlen. 

 

Sechster Abschnitt 

Besondere Berufspflichten gegenüber der Rechtsanwaltskammer, deren Mitgliedern 

und gegenüber Mitarbeitenden 

§ 24 Pflichten gegenüber der Rechtsanwaltskammer 

(1) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte haben dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer unaufge-

fordert und unverzüglich anzuzeigen: 

1. die Änderung des Namens,  

2. Begründung und Wechsel der Anschrift von Kanzlei, Zweigstelle und Wohnung, 

3. die jeweiligen Telekommunikationsmittel der Kanzlei und Zweigstelle nebst Nummern, 

4. die Eingehung oder Auflösung einer Sozietät, Partnerschaftsgesellschaft oder sonstigen Verbin-

dung zur gemeinschaftlichen Berufsausübung,  

                                                      

 
2  Aufgehoben durch Bescheid des Bundesministeriums der Justiz vom 07.03.1997, BAnZ vom 08.03.1997 = 

BRAK-Mitt.1997, 81 



 

 

5. die Eingehung und Beendigung von Beschäftigungsverhältnissen mit Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälten. 

(2) Zur Erfüllung der Auskunftspflichten aus § 56 Bundesrechtsanwaltsordnung sind dem Vorstand der 

Rechtsanwaltskammer Auskünfte vollständig zu erteilen und auf Verlangen Urkunden vorzulegen. 

§ 25 Beanstandungen gegenüber Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten 

Wollen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte andere Rechtsanwältinnen oder Rechtsanwälte darauf 

hinweisen, dass sie gegen Berufspflichten verstoßen, so darf dies nur vertraulich geschehen, es sei 

denn, dass die Interessen der Mandantinnen und Mandanten oder eigene Interessen eine Reaktion in 

anderer Weise erfordern. 

§ 26 Beschäftigung von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten sowie anderen Mitarbeitenden 

(1) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte dürfen nur zu angemessenen Bedingungen beschäftigt wer-

den. Angemessen sind Bedingungen, die 

a) eine unter Berücksichtigung der Kenntnisse und Erfahrungen des Beschäftigten und des Haftungs-

risikos der beschäftigenden Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sachgerechte Mandatsbear-

beitung ermöglichen, 

b) eine ihrer Qualifikation, ihren Leistungen und dem Umfang ihrer Tätigkeit sowie den Vorteilen der 

beschäftigenden Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte aus dieser Tätigkeit entsprechende Ver-

gütung gewährleisten,  

c) ihnen auf Verlangen angemessene Zeit zur Fortbildung einräumen und 

d) bei der Vereinbarung von Wettbewerbsverboten eine angemessene Ausgleichszahlung vorsehen. 

(2) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte dürfen andere Mitarbeitende und Auszubildende nicht zu 

unangemessenen Bedingungen beschäftigen. 

§ 27 Beteiligung Dritter 

Am wirtschaftlichen Ergebnis anwaltlicher Tätigkeit dürfen Dritte, die mit den Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälten nicht zur gemeinschaftlichen Berufsausübung verbunden sind, nicht beteiligt sein. Das 

gilt nicht für Vergütungen von Mitarbeitenden, Versorgungsbezüge, Vergütungen für die Übernahme 

der Kanzlei und Leistungen, die im Zuge einer Auseinandersetzung oder Abwicklung der beruflichen 

Zusammenarbeit erbracht werden. 

§ 28 Ausbildungsverhältnisse 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte haben zu gewährleisten, dass die Tätigkeit von Auszubildenden 

in der Kanzlei auf die Erreichung des Ausbildungsziels ausgerichtet ist. 

 

Siebter Abschnitt 

Besondere Berufspflichten im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr 

§ 29 (aufgehoben) 

 



 

 

§ 29a Zwischenanwaltliche Korrespondenz im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind verpflichtet, nach Rücksprache mit ihrer Mandantschaft die 

Anfrage ausländischer Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte zu beantworten, ob sie „vertraulich" ge-

genüber ihrer Mandantschaft oder „ohne Präjudiz" (d. h. ohne spätere Verwendung gegen die Anfra-

genden oder deren Mandantschaft) Informationen austauschen oder Gespräche führen können. 

§ 29b Einschaltung ausländischer Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 

Wer als Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt ausländische Rechtsanwältinnen oder Rechtsanwälte ein-

schaltet, muss bei der Einschaltung darüber informieren, wenn eine sich aus der Einschaltung erge-

bende eigene Verbindlichkeit oder Haftung für das Honorar, die Kosten und die Auslagen der ausländi-

schen Rechtsanwältinnen oder Rechtsanwälte nicht übernommen werden soll. 

 

Achter Abschnitt 

Besondere Berufspflichten bei beruflicher Zusammenarbeit 

§ 30 (aufgehoben) 

§ 31 (aufgehoben) 

§ 32 Beendigung einer gemeinschaftlichen Berufsausübung 

(1) Bei Auflösung einer Berufsausübungsgesellschaft haben die Gesellschafterinnen und Gesellschafter 

mangels anderer vertraglicher Regelung jede Mandantin und jeden Mandanten darüber zu befragen, 

wer künftig ihre laufenden Sachen bearbeiten soll. Wenn sich die bisherigen Gesellschafterinnen und 

Gesellschafter über die Art der Befragung nicht einigen, hat die Befragung in einem gemeinsamen 

Rundschreiben zu erfolgen. Kommt eine Verständigung der bisherigen Gesellschafterinnen und Gesell-

schafter über ein solches Rundschreiben nicht zustande, darf jede oder jeder von ihnen einseitig die 

Entscheidung der Mandantinnen und Mandanten einholen. Die ausscheidenden Gesellschafterinnen 

und Gesellschafter dürfen am bisherigen Kanzleisitz und auf der Internetseite der Berufsausübungsge-

sellschaft einen Hinweis auf ihren Umzug für ein Jahr anbringen. Die verbleibenden Gesellschafterinnen 

und Gesellschafter haben während dieser Zeit auf Anfrage die neue Kanzleiadresse, Telefon- und Fax-

nummern der ausgeschiedenen Gesellschafterinnen und Gesellschafter bekannt zu geben. 

(2) Für den Fall des Ausscheidens einer Gesellschafterin oder eines Gesellschafters aus der Berufs-

ausübungsgesellschaft gilt Absatz 1 hinsichtlich derjenigen Auftraggebenden, mit deren laufenden Sa-

chen die ausscheidenden Gesellschafterinnen und Gesellschafter zum Zeitpunkt ihres Ausscheidens 

befasst oder für die sie vor ihrem Ausscheiden regelmäßig tätig waren. Ihr Recht, das Ausscheiden aus 

der Berufsausübungsgesellschaft allen Mandantinnen und Mandanten bekannt zu geben, bleibt unbe-

rührt. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Beendigung einer beruflichen Zusammenarbeit in sons-

tiger Weise, wenn diese nach außen als Berufsausübungsgesellschaft hervorgetreten ist. 

§ 33 Geltung der Berufsordnung bei beruflicher Zusammenarbeit 

(1) aufgehoben 



 

 

(2) Bei beruflicher Zusammenarbeit gleich in welcher Form hat jede Rechtsanwältin und jeder Rechts-

anwalt zu gewährleisten, dass die Regeln dieser Berufsordnung auch von der Organisation eingehalten 

werden.  

 

 

 

Neunter Abschnitt 

Anwendungsbereich 

§ 34 Weitere Mitglieder der Rechtsanwaltskammer, ausländische Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälte 

(1) Für europäische Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte im Sinne der §§ 1 ff. EuRAG gelten hin-

sichtlich ihrer Tätigkeit in der Bundesrepublik Deutschland die §§ 1 bis 33 sowie die Anlagen entspre-

chend.  

(2) Für europäische Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die nach den §§ 25 ff. EuRAG vorüberge-

hend in der Bundesrepublik Deutschland tätig werden, gelten die Vorschriften der §§ 1 bis 33 nach 

Maßgabe des § 27 EuRAG entsprechend. 

(3) Für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte aus anderen Staaten, die Mitglieder einer Rechtsan-

waltskammer im Sinne der §§ 206, 207 Bundesrechtsanwaltsordnung sind, gelten hinsichtlich ihrer Tä-

tigkeit in der Bundesrepublik Deutschland die §§ 1 bis 33 sowie die Anlagen entsprechend.  

(4) Für Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer nach § 209 Bundesrechtsanwaltsordnung gelten die §§ 

2 bis 19, 21 bis 33 sowie die Anlagen entsprechend.  

 

 

Dritter Teil 

Schlussbestimmungen 

§ 35 In-Kraft-Treten und Ausfertigung 

(1) Diese Berufsordnung tritt drei Monate nach Übermittlung an das Bundesministerium der Justiz in 

Kraft, soweit nicht das Bundesministerium der Justiz die Satzung oder Teile derselben aufhebt, frühes-

tens jedoch mit dem ersten Tag des dritten Monats, der auf die Veröffentlichung in den BRAK-Mitteilun-

gen folgt.  

(2) Der Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens ist in den BRAK-Mitteilungen bekannt zu machen.  

 

(3) Die Berufsordnung ist durch Versammlungsleitung und Schriftführung der Satzungsversammlung 

auszufertigen. 

  



 

 

II. Fachanwaltsordnung 

 

Die Fachanwaltsordnung wird wie folgt geändert: 

 

Die Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in der Bundesrepublik Deutschland sowie die weiteren Mit-

glieder der Rechtsanwaltskammern geben sich durch die Versammlung ihrer frei gewählten Vertreterin-

nen und Vertreter folgende Fachanwältin- und Fachanwaltsordnung (FAO). 

 

Fachanwältin- und Fachanwaltsordnung 
 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil 

Fachanwaltschaft 

Erster Abschnitt: Fachgebiete 

§  1  Zugelassene Bezeichnungen als Fachanwältin oder Fachanwalt 

Zweiter Abschnitt: Voraussetzungen für die Verleihung 

§ 2 Besondere Kenntnisse und Erfahrungen 

§ 3 Anforderungen an die anwaltliche Tätigkeit 

§ 4 Erwerb der besonderen theoretischen Kenntnisse 

§ 4a Schriftliche Leistungskontrollen 

§ 5 Erwerb der besonderen praktischen Erfahrungen 
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Erster Teil 

Bezeichnung als Fachanwältin oder Fachanwalt 

Erster Abschnitt: 

Fachgebiete 

§ 1 Zugelassene Bezeichnungen als Fachanwältin oder Fachanwalt 

Bezeichnungen als Fachanwältin oder Fachanwalt können gemäß § 43c Abs. 1 Satz 2 Bundesrechts-

anwaltsordnung für Verwaltungsrecht, Steuerrecht, Arbeitsrecht und Sozialrecht verliehen werden. Wei-

tere Bezeichnungen als Fachanwältin oder Fachanwalt können für Familienrecht, Strafrecht, Insolvenz- 

und Sanierungsrecht, Versicherungsrecht, Medizinrecht, Miet- und Wohnungseigentumsrecht, Ver-

kehrsrecht, Bau- und Architektenrecht, Erbrecht, Transport- und Speditionsrecht, gewerblichen Rechts-

schutz, Handels- und Gesellschaftsrecht, Urheber- und Medienrecht, Informationstechnologierecht, 

Bank- und Kapitalmarktrecht, Agrarrecht, Internationales Wirtschaftsrecht, Vergaberecht, Migrations-

recht sowie Sportrecht verliehen werden. Wer die Erlaubnis zur Führung der Bezeichnung als Fachan-

wältin oder Fachanwalt für Insolvenzrecht besitzt, darf alternativ die Bezeichnung als Fachanwältin oder 

Fachanwalt für Insolvenz- und Sanierungsrecht führen. 

 

Zweiter Abschnitt: 

Voraussetzungen für die Verleihung 

§ 2 Besondere Kenntnisse und Erfahrungen 

(1) Für die Verleihung einer Bezeichnung als Fachanwältin oder Fachanwalt sind bei Antragstellung 

nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen besondere theoretische Kenntnisse und besondere prak-

tische Erfahrungen nachzuweisen. 

(2) Besondere theoretische Kenntnisse und besondere praktische Erfahrungen liegen vor, wenn diese 

auf dem Fachgebiet erheblich das Maß dessen übersteigen, das üblicherweise durch die berufliche 

Ausbildung und praktische Erfahrung im Beruf vermittelt wird.  



 

 

(3) Die besonderen theoretischen Kenntnisse müssen die verfassungs-, europa- und menschenrechtli-

chen Bezüge des Fachgebiets erfassen. 

§ 3 Anforderungen an die anwaltliche Tätigkeit 

Voraussetzung für die Verleihung einer Bezeichnung als Fachanwältin oder als Fachanwalt ist eine 

dreijährige Zulassung und Tätigkeit innerhalb der letzten sechs Jahre vor Antragstellung. 

§ 4 Erwerb der besonderen theoretischen Kenntnisse 

(1) Der Erwerb besonderer theoretischer Kenntnisse setzt in der Regel voraus, dass die Antragstellerin 

oder der Antragsteller an einem auf die Bezeichnung als Fachanwältin oder Fachanwalt vorbereitenden 

anwaltsspezifischen Lehrgang teilgenommen hat, der alle relevanten Bereiche des Fachgebiets um-

fasst. Die Gesamtdauer des Lehrgangs muss, Leistungskontrollen nicht eingerechnet, mindestens 120 

Zeitstunden betragen. Im Fachgebiet Steuerrecht kommen für Buchhaltung und Bilanzwesen 40 Zeit-

stunden hinzu. Im Fachgebiet Insolvenzrecht kommen für betriebswirtschaftliche Grundlagen 60 Zeit-

stunden hinzu. 

(2) Wird der Antrag auf Verleihung der Bezeichnung als Fachanwältin oder als Fachanwalt nicht in dem 

Kalenderjahr gestellt, in dem der Lehrgang begonnen hat, ist ab diesem Jahr Fortbildung in Art und 

Umfang von § 15 FAO nachzuweisen. Lehrgangszeiten sind anzurechnen. 

(3) Außerhalb eines Lehrgangs erworbene besondere theoretische Kenntnisse müssen dem im jeweili-

gen Fachlehrgang zu vermittelnden Wissen entsprechen. § 4 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 4a Schriftliche Leistungskontrollen 

(1) Die Antragstellerin oder der Antragsteller müssen sich mindestens drei schriftlichen Leistungskon-

trollen (Aufsichtsarbeiten) aus verschiedenen Bereichen des Lehrgangs erfolgreich unterzogen haben. 

(2) Eine Leistungskontrolle muss mindestens eine Zeitstunde ausfüllen und darf fünf Zeitstunden nicht 

überschreiten. Die Gesamtdauer der bestandenen Leistungskontrollen darf fünfzehn Zeitstunden nicht 

unterschreiten.  

 

§ 5 Erwerb der besonderen praktischen Erfahrungen 

(1) Der Erwerb besonderer praktischer Erfahrungen setzt voraus, dass die Antragstellerin oder der An-

tragsteller innerhalb der letzten drei Jahre vor der Antragstellung im Fachgebiet als Rechtsanwältin oder 

Rechtsanwalt persönlich und weisungsfrei bearbeitet haben: 

a) Verwaltungsrecht: 80 Fälle, davon mindestens 30 gerichtliche Verfahren. Mindestens 60 Fälle müs-

sen sich auf drei verschiedene Bereiche des besonderen Verwaltungsrechts beziehen, dabei auf 

jeden dieser drei Bereiche mindestens 5 Fälle. Von den drei Bereichen muss einer zu den in § 8 

Nr. 2 aufgeführten Bereichen gehören. 

b) Steuerrecht: 50 Fälle aus allen in § 9 genannten Bereichen. Dabei müssen mit jeweils mindestens 

5 Fällen alle in § 9 Nr. 3 genannte Steuerarten erfasst sein. Mindestens 10 Fälle müssen rechts-

förmliche Verfahren (Einspruchs- oder Klageverfahren) sein.  



 

 

c) Arbeitsrecht: 100 Fälle aus allen der in § 10 Nrn. 1 a) bis e) und 2 a) und b) bestimmten Gebiete, 

davon mindestens 5 Fälle aus dem Bereich des § 10 Nr. 2 und mindestens die Hälfte gerichts- oder 

rechtsförmliche Verfahren. Als Fälle des kollektiven Arbeitsrechts gelten auch solche des Individu-

alarbeitsrechts, in denen kollektives Arbeitsrecht eine nicht unerhebliche Rolle spielt. Beschluss-

verfahren sind nicht erforderlich.  

d) Sozialrecht: 60 Fälle aus mindestens drei der in § 11 Nr. 2 bestimmten Gebiete, davon mindestens 

20 gerichtliche Verfahren. 

e) Familienrecht: 120 Fälle. Mindestens 60 der Fälle müssen gerichtliche Verfahren sein; dabei zäh-

len gewillkürte Verbundverfahren sowie Verfahren des notwendigen Verbundes mit einstweiligen 

Anordnungen doppelt.  

f) Strafrecht: 60 Fälle, dabei 40 Hauptverhandlungstage vor dem Schöffengericht oder einem über-

geordneten Gericht.  

g) Insolvenz- und Sanierungsrecht 

1. Mindestens 5 eröffnete Verfahren aus dem ersten bis sechsten Teil der InsO als Insolvenz-

verwalterin oder Insolvenzverwalter oder als Verfahrenskoordinatorin oder Verfahrenskoordi-

nator gemäß § 269e InsO; in zwei Verfahren muss die Schuldnerin oder der Schuldner bei 

Eröffnung mehr als fünf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigen; 

2. 60 Fälle aus mindestens sieben der in § 14 Nr. 1 und 2 bestimmten Gebiete. 

3. Die in Nr. 1 bezeichneten Verfahren können wie folgt ersetzt werden: 

a) Jedes Verfahren mit mehr als fünf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern durch sechs 

Verfahren als 

• Sachwalterin oder Sachwalter nach § 270 InsO, 

• vorläufige Insolvenzverwalterin oder vorläufiger Insolvenzverwalter, 

• vorläufige Sachwalterin oder vorläufiger Sachwalter gemäß § 270b InsO, 

• Beauftragte oder Beauftragter gemäß § 74 StaRUG oder § 78 StaRUG oder § 94 

StaRUG, 

• Sanierungsgeschäftsführerin oder Sanierungsgeschäftsführer, 

• Sanierungsgeneralbevollmächtigte oder Sanierungsgeneralbevollmächtigter, 

• Vertreterin oder Vertreter der Schuldnerin oder des Schuldners im Insolvenz- oder 

gerichtlichen Restrukturierungsverfahren. 

b) Jedes andere Verfahren durch zwei der in Buchstabe a) genannten Verfahren. 

4. Außerdem sind für jedes zu ersetzende Verfahren weitere acht Fälle aus den in § 14 Nr. 1 

und 2 bestimmten Gebieten nachzuweisen.  

h) Versicherungsrecht: 80 Fälle, davon mindestens 10 gerichtliche Verfahren. Die Fälle müssen sich 

auf mindestens drei verschiedene Bereiche des § 14a beziehen, dabei auf jeden dieser drei Berei-

che mindestens 5 Fälle. 

i) Medizinrecht: 60 Fälle, davon mindestens 15 rechtsförmliche Verfahren (davon mindestens 12 ge-

richtliche Verfahren). Die Fälle müssen sich auf mindestens 3 verschiedene Bereiche des § 14b 

Nr. 1 bis 8 beziehen, dabei auf jeden dieser drei Bereiche mindestens 3 Fälle. 



 

 

j) Miet- und Wohnungseigentumsrecht: 120 Fälle, davon mindestens 60 gerichtliche Verfahren. Min-

destens 60 Fälle müssen sich auf die in § 14c Nr. 1 bis 3 bestimmten Bereiche beziehen, dabei auf 

jeden dieser drei Bereiche mindestens 5 Fälle. 

k) Verkehrsrecht: 160 Fälle, davon mindestens 60 gerichtliche Verfahren. Die Fälle müssen sich auf 

mindestens 3 verschiedene Bereiche des § 14d Nr. 1 bis 4 beziehen, dabei auf jeden dieser drei 

Bereiche mindestens 5 Fälle. 

l) Bau- und Architektenrecht: 80 Fälle, davon mindestens 40 gerichtliche Verfahren (davon mindes-

tens 3 selbstständige Beweisverfahren). Mindestens jeweils 5 Fälle müssen sich auf die Bereiche 

des § 14e Nr. 1 und 2 beziehen. 

m) Erbrecht: 80 Fälle, davon mindestens 20 rechtsförmliche Verfahren (davon höchstens 15 Verfahren 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit). Die Fälle müssen sich auf alle in § 14f Nr. 1 bis 5 bestimmten 

Bereiche beziehen, dabei aus drei Bereichen mindestens jeweils 5 Fälle. 

n) Transport- und Speditionsrecht: 80 Fälle, davon mindestens 20 gerichtliche Verfahren oder 

Schiedsverfahren. Die Fälle müssen sich auf den in § 14g Nr. 1 bestimmten Bereich und mindes-

tens zwei weitere Bereiche der Nr. 2 bis 8 beziehen, dabei auf jeden dieser drei Bereiche mindes-

tens 3 Fälle. 

o) Gewerblicher Rechtsschutz: 80 Fälle aus mindestens drei verschiedenen Bereichen des § 14h Nr. 

1 bis 5, dabei aus jedem dieser drei Bereiche jeweils mindestens 5 Fälle. Höchstens fünf Fälle 

dürfen Schutzrechtsanmeldungen sein, wobei eine Sammelanmeldung als eine Anmeldung zählt. 

Mindestens 30 Fälle müssen rechtsförmliche, davon mindestens 15 gerichtliche Verfahren sein. 

p) Handels- und Gesellschaftsrecht: 80 Fälle aus mindestens drei verschiedenen Gebieten der Be-

reiche des § 14i Nr. 1 und 2, davon mindestens 40 Fälle, die gerichtliche Streitverfahren, Schieds- 

oder Mediationsverfahren und/oder die Gestaltung von Gesellschaftsverträgen oder die Gründung 

oder Umwandlung von Gesellschaften zum Gegenstand haben. Von diesen 40 Fällen müssen min-

destens 10 Fälle gerichtliche Streitverfahren oder Schieds- oder Mediationsverfahren und mindes-

tens 10 Fälle die Gestaltung von Gesellschaftsverträgen oder die Gründung oder Umwandlung von 

Gesellschaften zum Gegenstand haben. 

q) Urheber- und Medienrecht: 80 Fälle aus allen Bereichen des § 14j Nr. 1 bis 6. Von diesen Fällen 

müssen sich mindestens je 5 auf die in § 14j Nr. 1 bis 3 genannten Bereiche beziehen. Mindestens 

20 Fälle müssen gerichtliche Verfahren sein. 

r) Informationstechnologierecht (IT-Recht): 50 Fälle aus den in § 14k genannten Bereichen. Die Fälle 

müssen sich auf die Bereiche des § 14k Nr. 1 und 2 sowie auf einen weiteren Bereich des § 14k 

beziehen, dabei auf jeden dieser drei Bereiche mindestens 3 Fälle. Mindestens 10 Fälle müssen 

rechtsförmliche Verfahren (z. B. Gerichtsverfahren, Verwaltungsverfahren, Schlichtungs- oder 

Schiedsverfahren) sein. Ebensolche Verfahren vor internationalen Stellen werden angerechnet. 

s) Bank- und Kapitalmarktrecht: 60 Fälle, davon mindestens 30 rechtsförmliche Verfahren. Die Fälle 

müssen sich auf mindestens drei verschiedene Bereiche des in § 14l Nr. 1 bis 9 beziehen, dabei 

auf jeden dieser drei Bereiche mindestens 5 Fälle. 

t) Agrarrecht: 80 Fälle. Von diesen Fällen müssen sich mindestens jeweils 10 Fälle auf die in § 14m 

Nr. 1 und 2 benannten Bereiche beziehen. Mindestens 20 Fälle müssen rechtsförmliche Verfahren 



 

 

(Gerichtsverfahren, außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren, Schlichtungs- oder Schiedsverfah-

ren) sein. 

u) Internationales Wirtschaftsrecht: 50 Fälle aus den in § 14n genannten Bereichen, davon mindes-

tens 5 rechtsförmliche Verfahren vor deutschen oder ausländischen (einschließlich EU) Gerichten 

und Behörden. Die Fälle müssen sich auf mindestens 3 verschiedene Bereiche des § 14n bezie-

hen, dabei mindestens 15 Fälle aus den Bereichen des § 14n Nr. 3, 4 oder 5. 

v) Vergaberecht: 40 Fälle aus den Bereichen des § 14o, davon mindestens 5 gerichtliche Verfahren 

oder Nachprüfungsverfahren.  

w) Migrationsrecht: 80 Fälle aus den in § 14p Nr. 1 bis Nr. 6 genannten Bereichen, davon mindestens 

60 aus mindestens zwei der in § 14p Nr. 1 bis Nr. 4 genannten Bereiche. Mindestens 30 Fälle 

müssen gerichtliche Verfahren sein, hiervon mindestens 15 aus den in § 14p Nr. 1 bis Nr. 4 ge-

nannten Bereichen.  

x) Sportrecht: 80 Fälle, davon mindestens 20 rechtsförmliche Verfahren (Sportverbandsgerichtsver-

fahren, sonstige Gerichtsverfahren, außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren, Schlichtungs- oder 

Schiedsverfahren). Die Fälle müssen sich auf mindestens drei verschiedene Bereiche des § 14q 

Nr. 1, 3 bis 11 beziehen, dabei auf jeden dieser drei Bereiche mindestens fünf Fälle. 

(2) Als Fälle im Sinne von Abs. 1 gelten auch solche, die die Rechtsanwältin oder der Rechtsanwalt als 

Anwaltsnotarin oder Anwaltsnotar bearbeitet hat, sofern sie auch von einer Rechtsanwältin oder einem 

Rechtsanwalt ohne notarielle Bestellung hätten bearbeitet werden können.  

(3) Der Zeitraum des § 5 Abs. 1 verlängert sich 

a) um Zeiten eines Beschäftigungsverbotes nach den Mutterschutzvorschriften; 

b) um Zeiten der Inanspruchnahme von Elternzeit; 

c) um Zeiten, in denen wegen besonderer Härte die anwaltliche Tätigkeit eingeschränkt war. Härte-

fälle sind auf Antrag und bei entsprechendem Nachweis zu berücksichtigen. 

Eine Verlängerung ist auf 36 Monate beschränkt. 

(4) Bedeutung, Umfang und Schwierigkeit einzelner Fälle können zu einer höheren oder niedrigeren 

Gewichtung führen. 

§ 6 Nachweise durch Unterlagen 

(1) Zur Prüfung der Voraussetzungen nach § 4 sind Zeugnisse, Bescheinigungen oder andere geeig-

nete Unterlagen vorzulegen. 

(2) Soweit besondere theoretische Kenntnisse durch eine erfolgreiche Lehrgangsteilnahme (§ 4 Abs. 1, 

§ 4a) dargelegt werden sollen, sind die Zeugnisse über den Lehrgang vorzulegen, die zusammen fol-

gende Nachweise umfassen müssen:  

a) dass die Voraussetzungen der §§ 4 Abs. 1 und 4a erfüllt sind, 



 

 

b) dass, wann und von wem im Lehrgang alle das Fachgebiet in § 2 Abs. 3, §§ 8 bis 14q betreffenden 

Bereiche unterrichtet worden sind, 

c) die Aufsichtsarbeiten und ihre Bewertungen. 

(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen nach § 5 sind Falllisten vorzulegen, die regelmäßig folgende An-

gaben enthalten müssen: Aktenzeichen, Gegenstand, Zeitraum, Art und Umfang der Tätigkeit, Stand 

des Verfahrens. Ferner sind auf Verlangen des Fachausschusses anonymisierte Arbeitsproben vorzu-

legen. 

§ 7 Fachgespräch 

(1) Zum Nachweis der besonderen theoretischen Kenntnisse oder der praktischen Erfahrungen führt 

der Ausschuss ein Fachgespräch. Er kann jedoch davon absehen, wenn er seine Stellungnahme ge-

genüber dem Vorstand hinsichtlich der besonderen theoretischen Kenntnisse oder der besonderen 

praktischen Erfahrungen nach dem Gesamteindruck der vorgelegten Zeugnisse und schriftlichen Un-

terlagen auch ohne ein Fachgespräch abgeben kann. 

(2) Bei der Ladung zum Fachgespräch sind Hinweise auf die Bereiche zu geben, die Gegenstand des 

Fachgespräches sein werden. Die Fragen sollen sich an in diesen Bereichen in der Praxis überwiegend 

vorkommenden Fällen ausrichten. Die auf die einzelne Antragstellerin oder den einzelnen Antragsteller 

entfallende Befragungszeit soll nicht weniger als 45 und nicht mehr als 60 Minuten betragen. Über das 

Fachgespräch ist ein Inhaltsprotokoll zu führen. 

§ 8 Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Verwaltungsrecht 

Für das Fachgebiet Verwaltungsrecht sind nachzuweisen 

1. besondere Kenntnisse in den Bereichen 

a) allgemeines Verwaltungsrecht, 

b) Verfahrensrecht, 

c) Recht der öffentlich-rechtlichen Ersatzleistung. 

2. besondere Kenntnisse in zwei Bereichen des besonderen Verwaltungsrechts, von denen einer aus 

folgenden Gebieten gewählt sein muss: 

a) öffentliches Baurecht,  

b) Abgabenrecht, soweit die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte gegeben ist,  

c) Wirtschaftsverwaltungsrecht (Gewerberecht, Handwerksrecht, Wirtschaftsförderungsrecht, 

Gaststättenrecht, Berg- und Energierecht),  

d) Umweltrecht (Immissionsschutzrecht, Abfallrecht, Wasserrecht, Natur- und Landschafts-

schutzrecht), 

e) öffentliches Dienstrecht. 



 

 

§ 9 Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Steuerrecht 

Für das Fachgebiet Steuerrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen 

1. Buchführung und Bilanzwesen einschließlich des Rechts der Buchführung und des Jahresab-

schlusses,  

2. Allgemeines Abgabenrecht einschließlich Bewertungs- und Verfahrensrecht,  

3. Besonderes Steuer- und Abgabenrecht in den Gebieten:  

a) Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer, 

b) Umsatzsteuer- und Grunderwerbsteuerrecht, 

c) Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht. 

4. Steuerstrafrecht sowie Grundzüge des Verbrauchsteuer- und internationalen Steuerrechts ein-

schließlich des Zollrechts. 

§ 10 Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Arbeitsrecht 

Für das Fachgebiet Arbeitsrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen: 

1. Individualarbeitsrecht  

a) Abschluss, Inhalt und Änderung des Arbeits- und Berufsausbildungsvertrages,  

b) Beendigung des Arbeits- und Berufsausbildungsverhältnisses einschließlich Kündigungs-

schutz,  

c) Grundzüge der betrieblichen Altersversorgung,  

d) Schutz besonderer Personengruppen, insbesondere der Schwangeren und Mütter, der 

Schwerbehinderten und Jugendlichen,  

e) Grundzüge des Arbeitsförderungs- und des Sozialversicherungsrechts, 

2. Kollektives Arbeitsrecht  

a) Tarifvertragsrecht,  

b) Personalvertretungs- und Betriebsverfassungsrecht,  

c) Grundzüge des Arbeitskampf- und Mitbestimmungsrechts,  

3. Verfahrensrecht. 

§ 11 Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Sozialrecht 

Für das Fachgebiet Sozialrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen: 

1. allgemeines Sozialrecht einschließlich Verfahrensrecht, 

2. besonderes Sozialrecht 



 

 

a) Arbeitsförderungs- und Sozialversicherungsrecht (Krankenversicherung, Unfallversicherung, 

Rentenversicherung, Pflegeversicherung),  

b) Recht der sozialen Entschädigung bei Gesundheitsschäden, 

c) Recht des Familienlastenausgleichs,  

d) Recht der Eingliederung von Menschen mit Behinderung,  

e) Sozialhilferecht,  

f) Ausbildungsförderungsrecht. 

§ 12 Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Familienrecht 

Für das Fachgebiet Familienrecht sind nachzuweisen besondere Kenntnisse in den Bereichen: 

1. materielles Ehe-, Familien- und Kindschaftsrecht unter Einschluss familienrechtlicher Bezüge zum 

Erb-, Gesellschafts-, Sozial-, Schuld-, Steuer- und Vollstreckungsrecht und zum öffentlichen Recht, 

der nichtehelichen Lebensgemeinschaft und der eingetragenen Lebenspartnerschaft, 

2. familienrechtliches Verfahrens- und Kostenrecht,  

3. Internationales Privatrecht im Familienrecht, 

4. Theorie und Praxis familienrechtlicher Mandatsbearbeitung und Vertragsgestaltung.  

§ 13 Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Strafrecht  

Für das Fachgebiet Strafrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen:  

1. Methodik und Recht der Strafverteidigung und Grundzüge der maßgeblichen Hilfswissenschaften, 

2. materielles Strafrecht einschließlich Jugend-, Betäubungsmittel-, Verkehrs-, Wirtschafts- und Steu-

erstrafrecht; 

3. Strafverfahrensrecht einschließlich Jugendstraf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren sowie Straf-

vollstreckungs- und Strafvollzugsrecht.  

§ 14 Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Insolvenz- und Sanierungsrecht 

Für das Fachgebiet Insolvenz- und Sanierungsrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den 

Bereichen: 

1. Materielles Insolvenz- und Sanierungsrecht 

a) Insolvenzgründe und Wirkungen des Insolvenzantrags 

b) Wirkungen der Verfahrenseröffnung 

c) Das Amt  

• der vorläufigen Insolvenzverwalterin oder des vorläufigen Insolvenzverwalters und der 

Insolvenzverwalterin oder des Insolvenzverwalters, 

• der vorläufigen Sachwalterin oder des vorläufigen Sachwalters, 



 

 

• der Sachwalterin oder des Sachwalters, 

• der Verfahrenskoordinatorin oder des Verfahrenskoordinators, 

• der oder des Restrukturierungsbeauftragten sowie 

• der Sanierungsmoderatorin oder des Sanierungsmoderators 

d) Vermögenssicherung und Stabilisierung sowie Verwaltung der Masse 

e) Aussonderung, Absonderung und Aufrechnung im Insolvenzverfahren 

f) Abwicklung und Gestaltung von Rechtsverhältnissen 

g) Insolvenzgläubigerinnen und Insolvenzgläubiger 

h) Insolvenzanfechtung 

i) Arbeits- und Sozialrecht in der Insolvenz 

j) Steuerrecht in der Insolvenz 

k) Gesellschaftsrecht in der Insolvenz 

l) Insolvenzstrafrecht 

m) Grundzüge des internationalen Insolvenzrechts 

2. Verfahrensrecht 

a) Insolvenzeröffnungsverfahren 

b) Regelverfahren 

c) Restrukturierungs- und Insolvenzplan 

d) Verbraucherinsolvenz 

e) Restschuldbefreiungsverfahren 

f) Sonderinsolvenzen 

3. Betriebswirtschaftliche Grundlagen 

a) Buchführung, Bilanzierung und Bilanzanalyse 

b) Rechnungslegung in der Insolvenz 

c) Betriebswirtschaftliche Fragen des Restrukturierungs- und Insolvenzplans, der Sanierung, der 

übertragenden Sanierung sowie der Liquidation. 

§ 14a Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Versicherungsrecht 

Für das Fachgebiet Versicherungsrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen: 

1. allgemeines Versicherungsvertragsrecht und Besonderheiten der Prozessführung, 

2. Recht der Versicherungsaufsicht, 

3. Grundzüge des internationalen Versicherungsrechts, 

4. Transport- und Speditionsversicherungsrecht, 



 

 

5. Sachversicherungsrecht (insbesondere das Recht der Fahrzeug-, Gebäude-, Hausrat-, Reisege-

päck-, Feuer-, Einbruchdiebstahl- und Bauwesenversicherung), 

6. Recht der privaten Personenversicherung (insbesondere das Recht der Lebens-, Kranken-, Reise-

rücktritts-, Unfall- und Berufsunfähigkeitsversicherung), 

7. Haftpflichtversicherungsrecht (insbesondere das Recht der Pflichtversicherung, privaten Haft-

pflicht-, betrieblichen Haftpflicht-, Haftpflichtversicherung der freien Berufe, Umwelt- und Produkt-

haftpflicht, Bauwesenversicherung), 

8. Rechtsschutzversicherungsrecht, 

9. Grundzüge des Vertrauensschaden- und Kreditversicherungsrechts. 

§ 14b Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Medizinrecht 

Für das Fachgebiet Medizinrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen:  

1. Recht der medizinischen Behandlung, insbesondere  

a) zivilrechtliche Haftung, 

b) strafrechtliche Haftung, 

2. Recht der privaten und gesetzlichen Krankenversicherung, insbesondere Vertragsarzt- und Ver-

tragszahnarztrecht, sowie Grundzüge der Pflegeversicherung, 

3. Berufsrecht der Heilberufe, insbesondere  

a) ärztliches Berufsrecht, 

b) Grundzüge des Berufsrechts sonstiger Heilberufe, 

4. Vertrags- und Gesellschaftsrecht der Heilberufe, einschließlich Vertragsgestaltung, 

5. Vergütungsrecht der Heilberufe, 

6. Krankenhausrecht einschließlich Bedarfsplanung, Finanzierung und Chefarztvertragsrecht,  

7. Grundzüge des Arzneimittel- und Medizinprodukterechts, 

8. Grundzüge des Apothekenrechts, 

9. Besonderheiten des Verfahrens- und Prozessrechts.  

§ 14c Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Miet- und Wohnungseigentumsrecht 

Für das Fachgebiet Miet- und Wohnungseigentumsrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in 

den Bereichen: 

1. Recht der Wohnraummietverhältnisse, 



 

 

2. Recht der Gewerberaummietverhältnisse und Pachtrecht, 

3. Wohnungseigentumsrecht, 

4. Maklerrecht, Nachbarrecht und Grundzüge des Immobilienrechts, 

5. Miet- und wohnungseigentumsrechtliche Bezüge zum öffentlichen Recht, einschließlich Steuer-

recht, 

6. Miet- und wohnungseigentumsrechtliche Besonderheiten des Verfahrens- und Vollstreckungs-

rechts. 

§ 14d Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Verkehrsrecht 

Für das Fachgebiet Verkehrsrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen: 

1. Verkehrszivilrecht, insbesondere das Verkehrshaftungsrecht und das Verkehrsvertragsrecht, 

2. Versicherungsrecht, insbesondere das Recht der Kraftfahrtversicherung, der Kaskoversicherung 

sowie Grundzüge der Personenversicherungen, 

3. Verkehrsstraf- und Ordnungswidrigkeitenrecht, 

4. Verkehrsverwaltungsrecht,  

5. Besonderheiten der Verfahrens- und Prozessführung. 

§ 14e Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Bau- und Architektenrecht 

Für das Fachgebiet Bau- und Architektenrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Berei-

chen: 

1. Bauvertragsrecht, 

2. Architekten- und Ingenieurrecht, 

3. Recht der öffentlichen Vergabe von Bauaufträgen, 

4. Grundzüge des öffentlichen Baurechts, 

5. Besonderheiten der Verfahrens- und Prozessführung. 

§ 14f Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Erbrecht 

Für das Fachgebiet Erbrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen: 

1. materielles Erbrecht unter Einschluss erbrechtlicher Bezüge zum Schuld-, Familien-, Gesell-

schafts-, Stiftungs- und Sozialrecht, 

2. Internationales Privatrecht im Erbrecht, 



 

 

3. vorweggenommene Erbfolge, Vertrags- und Testamentsgestaltung, 

4. Testamentsvollstreckung, Nachlassverwaltung, Nachlassinsolvenz und Nachlasspflegschaft, 

5. steuerrechtliche Bezüge zum Erbrecht, 

6. Besonderheiten der Verfahrens- und Prozessführung. 

§ 14g Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Transport- und Speditionsrecht 

Für das Fachgebiet Transport- und Speditionsrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den 

Bereichen: 

1. Recht des nationalen und grenzüberschreitenden Straßentransports einschließlich des Rechts der 

allgemeinen Geschäftsbedingungen und der Transportversicherungsbedingungen, 

2. Recht des nationalen und grenzüberschreitenden Transports zu Wasser, auf der Schiene und in 

der Luft, 

3. Recht des multimodalen Transports, 

4. Recht des Gefahrguttransports, einschließlich diesbezüglicher Straf- und Bußgeldvorschriften, 

5. Transportversicherungsrecht, 

6. Lagerrecht, 

7. Internationales Privatrecht, 

8. Zollrecht und Zollabwicklung im grenzüberschreitenden Verkehr sowie Verkehrssteuern, 

9. Besonderheiten der Prozessführung und Schiedsgerichtsbarkeit. 

§ 14h Nachzuweisende besondere Kenntnisse im gewerblichen Rechtsschutz 

Für das Fachgebiet gewerblicher Rechtsschutz sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Be-

reichen: 

1. Patent-, Gebrauchsmuster- und Sortenschutzrecht, einschließlich des Arbeitnehmererfindungs-

rechts, des Rechts der europäischen Patente und des europäischen Sortenschutzrechts,  

2. Designrecht, einschließlich des Rechts der europäischen Geschmacksmuster, 

3. Recht der Marken und sonstigen Kennzeichen, einschließlich des Rechts der europäischen Mar-

ken,  

4. Recht gegen den unlauteren Wettbewerb,  

5. Urheberrechtliche Bezüge des gewerblichen Rechtsschutzes, 

6. Verfahrensrecht und Besonderheiten des Prozessrechts. 



 

 

§ 14i Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Handels- und Gesellschaftsrecht 

Für das Fachgebiet Handels- und Gesellschaftsrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den 

Bereichen: 

1. Materielles Handelsrecht 

a) Recht des Handelsstandes (§§ 1-104 HGB), 

b) Recht der Handelsgeschäfte (§§ 343-406 HGB)  

c) internationales Kaufrecht, insbesondere UN-Kaufrecht. 

2. Materielles Gesellschaftsrecht, insbesondere  

a) das Recht der Personengesellschaften, 

b) das Recht der Kapitalgesellschaften, 

c) internationales Gesellschaftsrecht, insbesondere Grundzüge des europäischen Gesell-

schaftsrechts sowie der europäischen Aktiengesellschaft, 

d) Konzernrecht, insbesondere das Recht der verbundenen Unternehmen,  

e) Umwandlungsrecht, 

f) Grundzüge des Bilanz- und Steuerrechts, 

g) Grundzüge des Dienstvertrags- und Mitbestimmungsrechts. 

3. Bezüge des Handels- und Gesellschaftsrechts zum Arbeitsrecht, Kartellrecht, Handwerks- und Ge-

werberecht, Erb- und Familienrecht, Insolvenz- und Strafrecht sowie Bezüge des Rechts der Akti-

engesellschaften zum Wertpapiererwerbs- und Übernahmerecht. 

4. Besonderheiten der Verfahrens- und Prozessführung. 

§ 14j Nachzuweisende Kenntnisse im Urheber- und Medienrecht 

Für das Fachgebiet Urheber- und Medienrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Berei-

chen: 

1. Urheberrecht einschließlich des Rechts der Wahrnehmungsgesellschaften, Leistungsschutz-

rechte, Urhebervertragsrecht, internationale Urheberrechtsabkommen, 

2. Verlagsrecht einschließlich Musikverlagsrecht, Musikvertragsrecht, 

3. Recht der öffentlichen Wort- und Bildberichterstattung,  

4. Rundfunkrecht, 

5. wettbewerbsrechtliche und werberechtliche Bezüge des Urheber- und Medienrechts, Titelschutz, 

6. Grundzüge des Mediendienste-, Teledienste- und Telekommunikationsrechts, des Rechts der Un-

terhaltungs- und Kulturveranstaltungen sowie des Rechts der deutschen und europäischen Kultur-

förderung, 



 

 

7. Verfahrensrecht und Besonderheiten des Prozessrechts. 

§ 14k Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Informationstechnologierecht 

Für das Fachgebiet Informationstechnologierecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Be-

reichen: 

1. Vertragsrecht der Informationstechnologien, einschließlich der Gestaltung individueller Verträge 

und AGB, 

2. Recht des elektronischen Geschäftsverkehrs, einschließlich der Gestaltung von Provider-Verträ-

gen und Nutzungsbedingungen (Online-/Mobile Business), 

3. Grundzüge des Immaterialgüterrechts im Bereich der Informationstechnologien, Bezüge zum 

Kennzeichenrecht, insbesondere Domainrecht, 

4. Recht des Datenschutzes und der Sicherheit der Informationstechnologien einschließlich Ver-

schlüsselungen und Signaturen sowie deren berufsspezifischer Besonderheiten, 

5. Das Recht der Kommunikationsnetze und -dienste, insbesondere das Recht der Telekommunika-

tion und deren Dienste, 

6. Öffentliche Vergabe von Leistungen der Informationstechnologien (einschließlich e-Government) 

mit Bezügen zum europäischen und deutschen Kartellrecht, 

7. Internationale Bezüge einschließlich Internationales Privatrecht, 

8. Besonderheiten des Strafrechts im Bereich der Informationstechnologien, 

9. Besonderheiten der Verfahrens- und Prozessführung. 

§ 14l Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Bank- und Kapitalmarktrecht 

Für das Fachgebiet Bank- und Kapitalmarktrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Be-

reichen: 

1. Geschäftsverbindung zwischen Bank und Kunden, insbesondere 

a) Allgemeine Geschäftsbedingungen, 

b) Bankvertragsrecht, 

c) das Konto und dessen Sonderformen, 

2. Kreditvertragsrecht und Kreditsicherung einschließlich Auslandsgeschäft, 

3. Zahlungsverkehr, insbesondere 

a) Überweisungs-, Lastschrift-, Wechsel- und Scheckverkehr, 

b) EC-Karte und Electronic-/Internet-Banking, 

c) Kreditkartengeschäft, 



 

 

4. sonstige Bankgeschäfte – insbesondere im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 KWG – z.B. Pfandbriefge-

schäft, Finanzkommissionsgeschäft, Depotgeschäft, Garantiegeschäft, Emissionsgeschäft, Kon-

sortialgeschäft einschließlich Auslandsgeschäft, 

5. Kapitalmarkt- und Kapitalanlagerecht, insbesondere Wertpapierhandel, Investmentgeschäft, alter-

native Anlageformen, Vermögensverwaltung, Vermögensverwahrung,  

6. Factoring/Leasing, 

7. Geldwäsche, Datenschutz, Bankentgelte, 

8. Recht der Bankenaufsicht, Bankenrecht der europäischen Gemeinschaft und Kartellrecht, 

9. Steuerliche Bezüge zum Bank- und Kapitalmarktrecht, 

10. Besonderheiten des Verfahrens- und Prozessrechts. 

§ 14m Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Agrarrecht 

Für das Fachgebiet Agrarrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen: 

1. agrarspezifisches Zivilrecht 

a) agrarspezifische Fragen des besonderen Schuldrechts (z. B. Landpachtrecht), 

b) Produkthaftungsrecht i. V. m. Grundzügen des Lebensmittelrechts, 

c) Jagd- und Jagdpachtrecht, 

d) Besonderheiten des Erb- und Familienrechts, 

e) Besonderheiten der Vertragsgestaltung und besondere Vertragstypen (z. B. landwirtschaftli-

che Kooperationen, Maschinengemeinschaften, Absatz- und Einkaufsverträge inkl. AGB, Ge-

sellschaften, Bewirtschaftungsverträge, Erwerb landwirtschaftlicher Betriebe), 

f) Besonderheiten des Arbeitsrechts. 

2. agrarspezifisches Verwaltungsrecht 

a) Recht der Genehmigungsverfahren (z. B. BImSchG, BauGB, Anlagen zur Verarbeitung nach-

wachsender Rohstoffe und agrarrechtliche Besonderheiten erneuerbarer Energien), 

b) Grundzüge des Umweltrechts, 

c) Natur- und Pflanzenschutzrecht, 

d) Düngemittel- und Saatgutverkehrsrecht, Sortenschutzrecht, 

e) Tierschutz-, -zucht und -seuchenrecht, 

f) Flurbereinigung und Flurneuordnungsverfahren, 

g) Grundstücksverkehrs- und Landpachtverkehrsrecht, 

h) Weinrecht, Forstrecht, Jagd- und Fischereirecht, 

i) landwirtschaftliches Steuerrecht, 

j) Besonderheiten des Sozialversicherungsrechts, 



 

 

k) Staatsbeihilfenrecht, Agrarbeihilfenrecht, Cross-Compliance-Verpflichtungen. 

3. agrarspezifisches Ordnungswidrigkeiten- und Strafrecht 

4. agrarspezifisches EU-Recht einschließlich seiner Umsetzung in nationales Recht 

a) EG-Vertrag (Landwirtschaft, Umwelt), 

b) EG-Wettbewerbsrecht, Kartellrecht, 

c) EU-Verordnungen, Richtlinien, 

5. agrarspezifisches Verfahrensrecht 

a) Landwirtschaftsverfahrensrecht, 

b) Grundzüge der EU-Gerichtsbarkeit. 

§ 14n Nachzuweisende besondere Kenntnisse im internationalen Wirtschaftsrecht 

Für das Fachgebiet internationales Wirtschaftsrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den 

Bereichen:  

 

1. Kollisionsrecht (IPR) der vertraglichen und außervertraglichen Schuldverhältnisse, 

2. Internationales Zivilprozess- und Schiedsverfahrensrecht, 

3. International vereinheitlichtes Handelsrecht, 

4. International vereinheitlichtes Gesellschaftsrecht, 

5. Europäisches Beihilfen- und Wettbewerbsrecht, 

6. Grundzüge der Regelungen zur Korruptions-, Betrugs- und Geldwäschebekämpfung im internatio-

nalen Rechtsverkehr, 

7. Grundzüge im internationalen Steuerrecht, 

8. Grundzüge der Rechtsvergleichung. 

§ 14o Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Vergaberecht 

Für das Fachgebiet Vergaberecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen: 

1. Europäische und deutsche Vorschriften zur öffentlichen Auftragsvergabe, insbesondere 

a) EU-Vergaberichtlinien einschließlich der jeweiligen Rechtsmittelrichtlinien, 

b) Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), 

c) Vergabeverordnung (VgV), Sektorenverordnung (SektVO), Konzessionsvergabeverordnung 

(KonzVgV) und Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit (VSVgV), 

d) Grundzüge der Vergabegesetze der einzelnen Bundesländer und (soweit vorhanden) des 

Bundes, 



 

 

2. Besonderheiten der einzelnen Vergabeverfahren bei: 

a) der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen, 

b) Planungswettbewerben und der Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen, 

c) der Vergabe von Bauleistungen, 

d) der Vergabe von Aufträgen im Bereich Verkehr, Trinkwasserversorgung und Energieversor-

gung (Sektorenaufträge), 

e) der Vergabe von Konzessionen, 

f) der Vergabe von Aufträgen im Bereich Verteidigung und Sicherheit, 

3. Besonderheiten der Verfahrens- und Prozessführung: 

a) Primärrechtsschutz durch Nachprüfungs- und Beschwerdeverfahren, 

b) Grundzüge der vergaberechtlichen Verfahren vor dem EuGH, 

c) sonstiger Rechtsschutz vor Zivilgerichten und Verwaltungsgerichten im Zusammenhang mit 

Vergabeverfahren, 

4. Vergaberechtliche Aspekte des Beihilferechts, 

5. Grundzüge des öffentlichen Preisrechts. 

§ 14p Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Migrationsrecht 

Für das Fachgebiet Migrationsrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen: 

1. Staatsangehörigkeitsrecht, insbesondere 

a) Statusfeststellungen einschließlich Staatenlosigkeit, 

b) Einbürgerung, 

c) Verlusttatbestände, 

d) Vertriebenenverfahren, 

2. Aufenthaltsrecht, insbesondere 

a) allgemeine Grundlagen des Erwerbs, der Verlängerung und der Verfestigung von Aufenthalts-

titeln, 

b) Visumsverfahren zu kurz- und langfristigen Aufenthaltszwecken, 

c) Aufenthaltstitel und ihre unterschiedlichen Voraussetzungen, 

d) Erlöschen des Aufenthaltsrechts, insbesondere Ausweisung, 

e) Durchsetzung der Ausreisepflicht, insbesondere Duldung, Abschiebung und Abschiebungs-

haft, 

f) Haftung und Gebühren, 

g) Besonderheiten des Datenschutzes, 

3. Unionsrecht, insbesondere 



 

 

a) Aufenthaltsrechte von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern sowie ihren Familienangehöri-

gen, 

b) Aufenthaltsrechte aus dem ARB 1/80 EWG-Türkei, 

c) sonstige unionsrechtliche oder völkerrechtliche Migrationsregelungen, 

4. Asylrecht, insbesondere 

a) Asylverfahren einschließlich internationaler und nationaler Verteilungsregelungen sowie Ent-

scheidungsarten, 

b) internationaler Flüchtlingsschutz, 

c) nationaler Schutz, 

d) Rechtsschutz, 

e) Widerruf/Erlöschen, 

f) Folgeverfahren, 

5. migrationsrechtliche Bezüge des Sozialrechts, insbesondere vom Aufenthaltsstatus abhängige  

Leistungsansprüche und Leistungsausschlüsse, 

6. migrationsrechtliche Bezüge des Strafrechts, 

7. rechtliche Besonderheiten der Auswanderung, 

8. Besonderheiten des Verfahrens- und Prozessrechts. 

§ 14q Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Sportrecht 

Für das Fachgebiet Sportrecht sind besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen 

1. selbstgesetztes Recht der Sportverbände im Rahmen der Verbandsautonomie und deren Organi-

sationsstrukturen, insbesondere Satzungen und Statuten nationaler und internationaler Sportorga-

nisationen,  

2. nationale und internationale Sportverbands- und -schiedsgerichtsbarkeit,  

3. sportrechtliche Bezüge des Ordnungswidrigkeiten- und Strafrechts, Strafprozessrecht sowie zwi-

schenstaatliches und Völkerrecht,  

4. Schutz vor Sportmanipulationen, insbesondere durch sog. Doping, sportrechtliche Bezüge des Arz-

neimittelrechts,  

5. Vereinsrecht und Grundzüge des Gesellschaftsrechts,  

6. sportrechtliche Bezüge des Medienrechts, insbesondere der Fernseh-, Internet- und Hörfunk-

rechte,  

7. Recht des geistigen Eigentums, insbesondere Persönlichkeitsrecht sowie Urheber- und Marken-

recht,  



 

 

8. Recht des Sponsorings, Recht der staatlichen Sportförderung und Subventionsrecht, Sportwett-

recht,  

9. sportrechtliche Bezüge des nationalen und internationalen Haftungsrechts,  

10. Grundzüge des Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts,  

11. Sportvertragsrecht, sportrechtliche Bezüge des Dienst- und Arbeitsvertragsrechts. 

§ 15 Fortbildung3 

(1) Wer eine Bezeichnung als Fachanwältin oder als Fachanwalt führt, muss kalenderjährlich auf diesem 

Gebiet wissenschaftlich publizieren oder an fachspezifischen der Aus- oder Fortbildung dienenden Ver-

anstaltungen hörend oder dozierend teilnehmen. Die hörende Teilnahme setzt eine anwaltsorientierte 

oder interdisziplinäre Veranstaltung voraus. Bei dozierender Teilnahme ist die Vorbereitungszeit in an-

gemessenem Umfang zu berücksichtigen. 

(2) Bei Fortbildungsveranstaltungen, die nicht in Präsenzform durchgeführt werden, müssen die Mög-

lichkeiten der Interaktion der Referierenden mit den Teilnehmenden sowie der Teilnehmenden unterei-

nander während der Dauer der Fortbildungsveranstaltung sichergestellt sein und der Nachweis der 

durchgängigen Teilnahme erbracht werden. 

(3) Die Gesamtdauer der Fortbildung darf je Fachgebiet 15 Zeitstunden nicht unterschreiten. 

(4) Bis zu fünf Zeitstunden können im Wege des Selbststudiums absolviert werden, sofern eine Lerner-

folgskontrolle erfolgt. 

(5) Die Erfüllung der Fortbildungspflicht ist der Rechtsanwaltskammer durch Bescheinigungen oder an-

dere geeignete Unterlagen unaufgefordert nachzuweisen. Fortbildung im Sinne des Absatzes 4 ist durch 

Bescheinigungen und Lernerfolgskontrollen nachzuweisen. 

§ 16 Übergangsregelung 

(1) Anträge sind nach dem zum Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Recht zu entscheiden, wenn 

dies für die Antragstellenden günstiger ist. Die Fortbildungsregelung des § 4 Abs. 2 in der Fassung vom 

3.4.2006 gilt ab 1.1.2007. Die Fortbildungsregelungen des § 4 Abs. 2 in der Fassung vom 15.6.2009 

und des § 4 Abs. 3 Satz 2 gelten ab dem 1.1. des auf das Inkrafttreten folgenden Kalenderjahres. 

(2) Erfüllen ein Lehrgang oder Leistungskontrollen, die vor In-Kraft-Treten der FAO oder der Einführung 

neuer Bezeichnungen als Fachanwältin oder Fachanwalt absolviert worden sind, die Voraussetzungen 

dieser Berufsordnung nicht, kann der Nachweis der besonderen theoretischen Kenntnisse durch die 

erfolgreiche Teilnahme an einem Ergänzungslehrgang mit vergleichbaren Leistungskontrollen oder 

durch nachträglich geleistete Aufsichtsarbeiten zu den durch Leistungskontrollen nicht belegten Gebie-

ten geführt werden. 

                                                      

 
3  Der ursprüngliche § 15 FAO (BRAK-Mitt. 1996, 251) wurde durch Bescheid des Bundesministeriums der 

Justiz vom 07.03.1997 (BAnZ vom 08.03.1997 = BRAK-Mitt. 1997, 81) aufgehoben. 



 

 

(3) Die Neufassung von § 15 Abs. 3, Abs. 4 und Abs. 5 Satz 2 in der Fassung vom 6.12.2013 wird am 

1.1. des auf das Inkrafttreten folgenden Jahres wirksam. 

 

Zweiter Teil 

Verfahrensordnung 

§ 17 Zusammensetzung der Ausschüsse 

(1) Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer bildet für jedes Fachgebiet mindestens einen Ausschuss 

und bestellt dessen Mitglieder sowie die stellvertretenden Mitglieder.  

(2) Bilden mehrere Rechtsanwaltskammern gemeinsame Ausschüsse, so soll jede Rechtsanwaltskam-

mer in jedem Ausschuss mit mindestens einem Mitglied vertreten sein. 

(3) Jeder Ausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern und höchstens drei stellvertretenden Mit-

gliedern.  

(4) Der Ausschuss wählt aus seinen Mitgliedern den Vorsitz, die Stellvertretung und die Schriftführung. 

(5) Der oder die Vorsitzende des Ausschusses stellt den Vertretungsfall fest. 

(6) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung, die insbesondere das Verfahren zur Bestellung 

von Berichterstatterinnen und Berichterstattern und das Abstimmungsverfahren regelt.  

§ 18 Gemeinsame Ausschüsse 

Wollen mehrere Rechtsanwaltskammern gemeinsame Ausschüsse bilden, so ist hierüber eine schriftli-

che, von den Präsidentinnen oder Präsidenten der Kammern zu unterzeichnende Vereinbarung zu tref-

fen. Die Vereinbarung ist nach Maßgabe der Geschäftsordnung der jeweiligen Rechtsanwaltskammer 

zu veröffentlichen. In der Vereinbarung ist mindestens zu regeln: 

a) Die Fachgebiete, für die gemeinsame Ausschüsse gebildet werden. 

b) Die Zahl der Mitglieder der Ausschüsse sowie deren Stellvertretung. 

c) Die Zuständigkeit für die Bestimmung der Mitglieder, deren Stellvertretung und des Vorsitzes. 

d) Anstelle der gemeinsamen Bestellung der Ausschussmitglieder und der Vorsitzenden kann die 

Vereinbarung auch einer der vertragsschließenden Kammern die Zuständigkeit für die Bestellung 

der Mitglieder und der Vorsitzenden in alleiniger Verantwortung zuweisen. 

e) Die Bezeichnung derjenigen Kammer, deren Geschäftsstelle die Geschäftsführung des Ausschus-

ses übernimmt. 

f) Bestimmungen über die Entschädigung der Ausschussmitglieder, soweit eine von § 103 Abs. 6 

Bundesrechtsanwaltsordnung abweichende Regelung vorgesehen wird.  

g) Bestimmungen über das Recht, die Vereinbarung zu kündigen. 



 

 

§ 19 Bestellung der Ausschussmitglieder 

(1) Die §§ 65 bis 68 Abs. 1 Bundesrechtsanwaltsordnung gelten entsprechend. 

(2) Zum Mitglied oder stellvertretenden Mitglied eines Ausschusses soll in der Regel nur bestellt werden, 

wer berechtigt ist, die Bezeichnung als Fachanwältin oder Fachanwalt für das jeweilige Fachgebiet zu 

führen. 

(3) Scheidet ein Mitglied oder stellvertretendes Mitglied vorzeitig aus, erfolgt eine Neubestellung für die 

restliche Dauer der Amtszeit der Ausgeschiedenen. 

§ 20 Vorzeitiges Ausscheiden aus dem Ausschuss 

Ein Mitglied scheidet aus dem Ausschuss aus, wenn 

1. das Mitglied nicht mehr Mitglied der Kammer ist; 

2. gegen das Mitglied ein Berufs- oder Vertretungsverbot (§§ 150, 161a BRAO) verhängt worden ist; 

3. das Mitglied seine Wählbarkeit aus den in den §§ 66 Nr. 2 und 3 BRAO angegebenen Gründen 

verloren hat; 

4. das Mitglied das Amt niederlegt; 

5. das Mitglied vom Vorstand der Kammer, für die es bestellt ist, abberufen wird. 

§ 21 Entschädigung 

Mitglieder und stellvertretende Mitglieder des Ausschusses können von ihrer Rechtsanwaltskammer 

eine Aufwandsentschädigung erhalten. 

§ 22 Antragstellung 

(1) Der Antrag, die Führung einer Bezeichnung als Fachanwältin oder Fachanwalt zu gestatten, ist bei 

der Rechtsanwaltskammer einzureichen, der die Antragstellerin oder der Antragsteller angehört. 

(2) Dem Antrag sind die nach § 6 erforderlichen Unterlagen beizufügen. 

(3) Die Rechtsanwaltskammer hat der Antragstellerin oder dem Antragsteller auf Antrag die Zusammen-

setzung des Ausschusses sowie deren Änderung schriftlich mitzuteilen. 

§ 23 Mitwirkungsverbote 

(1) Für die Ausschließung und die Ablehnung eines Ausschussmitglieds durch die Antragstellerin oder 

den Antragsteller gelten die §§ 41 Nr. 2 und 3, 42 Abs. 1 und 2 Zivilprozessordnung entsprechend. Ein 

Ausschussmitglied ist darüber hinaus von der Mitwirkung ausgeschlossen, wenn es mit der Antragstel-

lerin oder dem Antragsteller in Sozietät oder zur gemeinschaftlichen Berufsausübung in sonstiger Weise 

oder zu einer Bürogemeinschaft verbunden ist oder in den letzten fünf Jahren vor Antragstellung war. 

Ausgeschlossen ist auch, wer an Bewertungen nach § 6 Abs. 2 Buchstabe c beteiligt war.  



 

 

(2) Ein Ablehnungsgesuch ist innerhalb zwei Wochen nach Zugang der Mitteilung über die Zusammen-

setzung des Ausschusses geltend zu machen; im weiteren Verfahren unverzüglich nach Kenntnis des 

Ablehnungsgrundes. 

(3) Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer oder die zuständige Abteilung entscheidet über das Ableh-

nungsgesuch sowie die Berechtigung einer Selbstablehnung nach Anhörung des Ausschussmitgliedes 

und der Antragstellerin oder des Antragstellers. Die Entscheidung ist unanfechtbar. 

§ 24 Weiteres Verfahren 

(1) Der Vorsitz prüft die Vollständigkeit der von der Rechtsanwaltskammer zugegangenen Antragsun-

terlagen. 

(2) Im schriftlichen Verfahren gibt die Berichterstatterin oder der Berichterstatter nach formeller und 

inhaltlicher Prüfung der Nachweise eine begründete Stellungnahme darüber ab, ob die Antragstellerin 

oder der Antragsteller die besonderen theoretischen Kenntnisse und praktischen Erfahrungen nachge-

wiesen hat, ob ein Fachgespräch entbehrlich ist oder ob weitere Nachweise für erforderlich gehalten 

werden. Diese Stellungnahme ist den anderen Ausschussmitgliedern und anschließend der oder dem 

Vorsitzenden jeweils zur Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme zuzuleiten; Abs. 4 gilt entsprechend. 

(3) Bei mündlicher Beratung ist ein Inhaltsprotokoll zu führen, das die Voten der Ausschussmitglieder 

und deren wesentliche Begründung wiedergibt. 

(4) Gewichtet der Ausschuss Fälle zu Ungunsten der Antragstellerin oder des Antragstellers, ist diesen 

Gelegenheit zu geben, Fälle nachzumelden. Im Übrigen kann der Ausschuss der Antragstellerin oder 

dem Antragsteller zur ergänzenden Antragsbegründung Auflagen erteilen. Melden die Antragstellerin 

oder der Antragsteller innerhalb einer angemessenen Ausschlussfrist keine Fälle nach oder erfüllen sie 

die Auflagen nicht, kann der Ausschuss seine Stellungnahme nach Aktenlage abgeben. Auf diese 

Rechtsfolge ist die Antragstellerin oder der Antragsteller bei der Fristsetzung hinzuweisen. 

(5) Der Vorsitz lädt die Antragstellerin oder den Antragsteller unter Beachtung des § 7 Abs. 2 mit einer 

Frist von mindestens einem Monat zum Fachgespräch. 

(6) Das Fachgespräch ist nicht öffentlich. Mitglieder des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer und 

stellvertretende Ausschussmitglieder können am Fachgespräch und der Beratung zuhörend teilneh-

men. 

(7) Versäumt die Antragstellerin oder der Antragsteller zwei Termine für das Fachgespräch, zu dem 

ordnungsgemäß geladen ist, ohne ausreichende Entschuldigung, entscheidet der Ausschuss nach 

Lage der Akten. 

(8) Der Ausschuss beschließt über seine abschließende Stellungnahme mit der Mehrheit seiner Stim-

men. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. 

(9) Der Vorsitz gibt die abschließende Stellungnahme des Ausschusses dem Vorstand der für die An-

tragstellerin oder den Antragsteller zuständigen Rechtsanwaltskammer schriftlich bekannt. Auf Auffor-

derung des Vorstandes hat der Vorsitz oder die Stellvertretung die Stellungnahme mündlich zu erläu-

tern. 

(10) Für das Verfahren wird eine Verwaltungsgebühr (§ 89 Abs. 2 Nr. 2 Bundesrechtsanwaltsordnung) 

erhoben. 



 

 

§ 25 Rücknahme und Widerruf 

(1) Zuständig für die Rücknahme und den Widerruf der Erlaubnis ist der Vorstand der Rechtsanwalts-

kammer, welcher die Rechtsanwältin oder der Rechtsanwalt im Zeitpunkt dieser Entscheidung ange-

hört.  

(2) Die Rücknahme und der Widerruf sind nur innerhalb eines Jahres seit Kenntnis des Vorstandes der 

Rechtsanwaltskammer von den sie rechtfertigenden Tatsachen zulässig.  

(3) Vor der Entscheidung ist die Rechtsanwältin oder der Rechtsanwalt zu hören. Der Bescheid ist mit 

Gründen zu versehen. Er ist der Rechtsanwältin oder dem Rechtsanwalt zuzustellen.  

 

 

Dritter Teil 

Schlussbestimmungen 

§ 26 In-Kraft-Treten und Ausfertigung 

(1) Diese FAO tritt drei Monate nach Übermittlung an das Bundesministerium der Justiz in Kraft, so weit 

nicht das Bundesministerium der Justiz die Satzung oder Teile derselben aufhebt, frühestens jedoch 

mit dem ersten Tag des dritten Monats, der auf die Veröffentlichung in den BRAK-Mitteilungen folgt.  

(2) Der Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens ist in den BRAK-Mitteilungen bekannt zu machen.  

(3) Die FAO ist durch Versammlungsleitung und Schriftführung der Satzungsversammlung auszuferti-

gen. 

 

 

B. Weitere Änderungen der BORA 

Nach Neufassung der BORA in gendergerechter Form hat die Satzungsver-
sammlung die nachfolgenden weiteren Änderungen der BORA beschlossen: 

 

Berufsordnung 

 

I.  § 4 BORA wird wie folgt geändert: 

In § 4 Absatz 1 BORA werden die Sätze 3 - 5 durch die folgenden Sätze ersetzt: 

3Die Rechtsanwältin oder der Rechtsanwalt tragen dafür Sorge, dass über Sammelanderkonten keine 

Zahlungen abgewickelt werden, bei denen Risiken in Bezug auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzie-

rung bestehen. 4Auf einem Sammelanderkonto dürfen Gelder nicht verwaltet werden, 

a) die aus Mandaten stammen, deren Gegenstand zumindest auch ein Geschäft, eine Dienstleistung, 

eine Hilfeleistung, eine Transaktion oder eine Beratung im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 10 des 



 

 

Geldwäschegesetzes mit Ausnahme der Verwaltung von Geld nach § 2 Abs. 1 Nr. 10 Buchstabe 

a Doppelbuchstabe bb des Geldwäschegesetzes ist, 

b) die der Rechtsanwältin oder dem Rechtsanwalt in bar übergeben wurden und die unbeschadet 

einer Aufteilung auf mehrere Teilbeträge den Betrag von insgesamt 1000 Euro übersteigen oder 

c) die der Rechtsanwältin oder dem Rechtsanwalt von einem Bankkonto aus einem Drittstaat über-

wiesen wurden, der 

1. zu den von der Europäischen Kommission nach Artikel 9 der Richtlinie (EU) 2015/849 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 ermittelten Drittstaaten mit hohem 

Risiko gehört, die im Anhang der Delegierten Verordnung (EU) 2016/1675 der Kommission 

vom 14. Juli 2016 in der jeweils geltenden Fassung aufgeführt ist, oder 

2. in den jeweils aktuellen Informationsberichten „High-Risk Jurisdictions subject to a Call for 

Action“ und „Jurisdictions under Increased Monitoring“ der Financial Action Task Force als 

Staat mit strategischen Mängeln eingestuft wird. 

5Gelder, die auf einem Sammelanderkonto verwaltet wurden, darf die Rechtsanwältin oder der Rechts-

anwalt nicht in bar auszahlen oder auf Konten in Ländern gemäß Satz 4 Buchstabe c weiterleiten. 6Über 

Fremdgelder ist unverzüglich, spätestens mit Beendigung des Mandats, abzurechnen. 7Sonstige Ver-

mögenswerte sind gesondert zu verwahren. 8Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, soweit etwas anderes in 

Textform vereinbart ist. 

II.  § 16 BORA wird wie folgt geändert: 

Prozesskostenhilfe, Verfahrenskostenhilfe und Beratungshilfe 

(1) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind verpflichtet, bei begründetem Anlass auf die Möglich-

keiten von Prozesskostenhilfe, Verfahrenskostenhilfe und Beratungshilfe hinzuweisen. 

(2) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte dürfen nach Bewilligung von Prozesskostenhilfe, Verfah-

renskostenhilfe oder bei Inanspruchnahme von Beratungshilfe von ihren Mandantinnen und Mandanten 

oder Dritten Zahlungen oder Leistungen nur annehmen, die freiwillig und in Kenntnis der Tatsache ge-

geben werden, dass keine Verpflichtung zu einer solchen Leistung besteht. 

 

III.  Änderung des § 21 BORA 

Das Wort „Honorarvereinbarung“ in der Überschrift des § 21 BORA wird durch das Wort „Vergütungs-

vereinbarung“ ersetzt. 

§ 21 Vergütungsvereinbarung 

 

IV.  § 24 BORA wird aufgehoben. 

 



 

 

C. Weitere Änderungen der FAO 

Nach Neufassung der FAO in gendergerechter Form hat die Satzungsversamm-
lung die nachfolgenden weiteren Änderungen der FAO beschlossen: 

 
Fachanwaltsordnung 

 

I.  § 4a FAO Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

(1) Die Antragstellerin oder der Antragsteller müssen sich mindestens drei schriftlichen Leistungskon-

trollen (Aufsichtsarbeiten) in Präsenzform aus verschiedenen Bereichen des Lehrgangs erfolgreich un-

terzogen haben.  

 

II. § 18 lit. f FAO wird wie folgt geändert:  

f) Bestimmungen über die Höhe der Entschädigung der Ausschussmitglieder, soweit eine entsprechend 

von § 103 Abs. 6 Bundesrechtsanwaltsordnung abweichende Regelung vorgesehen wird. 

 

III. § 20 Nr. 3 FAO wird wie folgt geändert: 

3. das Mitglied seine Wählbarkeit aus den in § 66 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 BRAO angegebenen Gründen 

verloren hat; 

 

Die Beschlüsse der Satzungsversammlung wurden vom Bundesministerium der Justiz geprüft und nicht 

beanstandet. Sie wurden am 03.03.2023 auf der Homepage der Bundesrechtsanwaltskammer veröf-

fentlicht und treten am 01.06.2023 in Kraft. 


